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Rundschreiben Nr. 540/2016 
 

Besteuerung der öffentlichen Hand;  
Stellungnahme zum Entwurf eines BMF-Schreibens zu Anwendungsfragen des 
§ 2b UStG 
 
Bezug: Unsere Rundschreiben Nrn. 485/2016 vom 5. Oktober 2016 
             187/2016 vom 21. April 2016 
 
Kurzfassung: 
Die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände hat gemeinsam mit dem 
Verband kommunaler Unternehmen zu dem Entwurf des BMF-Schreibens zu An-
wendungsfragen des § 2b UStG Stellung genommen. Die Stellungnahme beschränkt 
sich zunächst auf die vorrangig zu klärenden grundsätzlichen Fragen. Aus kreislicher 
Sicht sind insbesondere die geforderten Klarstellungen zum Abfallbereich, zu „ver-
waltungsunterstützenden Hilfstätigkeiten“ sowie zur Zusammenarbeit von Landkrei-
sen und kreisangehörigen Gemeinden hervorzuheben. 
Die Frist zum Ziehen der Option, das bis zum 31. Dezember 2015 geltende Recht in 
einem Übergangszeitraum weiter anwenden zu können, läuft bekanntlich am 31. De-
zember 2016 aus. Seitens der Hauptgeschäftsstelle des Deutschen Landkreistages 
wird nach wie vor empfohlen, im Regelfall von der Option Gebrauch zu machen, so-
weit nicht besondere Gründe vor Ort für eine frühere Anwendung des neuen § 2b 
UStG sprechen. 
 
Mit unserem o. g. Bezugsrundschreiben haben wir den Entwurf eines BMF-
Schreibens zu Anwendungsfragen des § 2b Umsatzsteuergesetz (UStG) übersandt. 
Die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände hat hierzu gemeinsam mit 
dem Verband kommunaler Unternehmen (VKU) Stellung genommen (Anlage).  
 
Angesichts der Fülle von Auslegungsfragen, die das neue Recht mit sich bringt, 
widmet sich die gemeinsame Stellungnahme zunächst nur vorrangig zu beantwor-
tenden Fragen, damit Kommunen und Kommunalunternehmen eine umfassende 
Evaluation ihrer vielfältigen Leistungsbeziehungen unter dem Blickwinkel der neuen 
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umsatzsteuerlichen Rahmenbedingungen durchführen können. Dieser Evaluations-
prozess wird weitere Abgrenzungsfragen zu Tage fördern, die dann in Folgeschrei-
ben mit konkreten Fallbeispielen aus den typischen Betätigungsbereichen abzuarbei-
ten sein werden.  
 
Gleichwohl ergeben sich zu dem vorgelegten Entwurf Änderungs- und Ergänzungs-
bedarfe, die insbesondere die grundsätzliche Ausrichtung der zukünftigen Abgren-
zung der Unternehmereigenschaft betreffen und daher dringend zeitnah geklärt wer-
den müssen. Herauszuheben sind aus dem speziellen Blickwinkel der Landkreise 
insbesondere die geforderten Klarstellungen  
 
• zum Abfallbereich, 
• den „verwaltungsunterstützenden Hilfstätigkeiten“ sowie 
• zur Zusammenarbeit von Landkreisen und kreisangehörigen Gemeinden.  

 
Wegen der weiteren Einzelheiten nehmen wir auf die beigefügte Stellungnahme der 
kommunalen Spitzenverbände und des VKU Bezug.  
 
Abschließend weisen wir darauf hin, dass die Frist zum Ziehen der Option, das bis 
zum 31. Dezember 2015 geltende Recht in einem Übergangszeitraum weiter an-
wenden zu können, am 31. Dezember 2016 ausläuft. Das BMF-Schreiben vom     
19. April 2016 mit näheren Erläuterungen zur Anwendung der Übergangsregelung 
des § 27 Absatz 22 UStG hatten wir mit unserem Bezugsrundschreiben Nr. 
187/2016 vom 21. April 2016 versandt. 
 
Seitens der Hauptgeschäftsstelle des Deutschen Landkreistages wird weiterhin emp-
fohlen, im Regelfall von der Option Gebrauch zu machen, soweit nicht besondere 
Gründe vor Ort für eine frühere Anwendung des neuen § 2b UStG sprechen.  
 

 
Theel 
 
Anlage 
(nur digital) 


